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PER MAIL

Betreff:
Abklärung verfassungsrechtlicher Fragen durch das BKA-VD hinsichtlich der Erlassung eines umfassenden Bundes-Behindertengleichstellungsgesetzes

Sehr geehrte Herr Dr. Hesse!

Im Rahmen der Arbeitsgruppe „Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz“, einer AG der Bundesregierung beim Hrn. Vizekanzler, wurde in der Sitzung vom 10.6.2003 erörtert, an das BKA-VD zur Klärung der verfassungsrechtlichen Fragen hinsichtlich der geplanten Umsetzung eines umfassenden Bundes-Behindertengleichstellungsgesetzes heranzutreten.

Wir erlauben uns daher, nachstehende Fragestellungen Ihrer geschätzten Beurteilung zu unterziehen:

· Unter der Prämisse, das beabsichtigt ist, die Gleichstellung behinderter mit nichtbehinderten Menschen in allen Bereichen des täglichen Lebens – unabhängig von der derzeitigen verfassungsrechtlichen Kompetenzlage -  verwirklichen zu wollen, wäre von Interesse, welche verfassungsrechtlichen Umsetzungsvarianten hiebei in Betracht kämen und wie die konkrete Vorgangsweise hinsichtlich dieser Spielarten aussähe; es wäre auch von Interesse, wie Sie aus Ihrer geschätzten Erfahrung die Umsetzungschancen bzw. auch die Zeithorizonte einschätzen.

· Sehen Sie vor dieser obskizzierten Prämisse den im Entwurf des Forums Gleichstellung vorgeschlagenen § 1 (Verfassungsbestimmung) als taugliches Instrument?

· Unter der Prämisse, dass österreichweit ein einheitlicher Standard der Behindertengleichstellung garantiert werden soll wäre von Interesse, ob sich daraus auch andere Umsetzungsvarianten ergäben und wie Sie diesbezüglich die Verwirklichbarkeit, Vorgangsweisen und Zeithorizonte einschätzen?

· Welche Vor-/Nachteile haben die verschiedenen Umsetzungsvarianten?

Mit vorzüglicher Hochachtung

Mag. Silvia Weißenberg e.h.

Mag. Michael Krispl e.h.





